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(6) Für die Kombinate des Ministeriums für Schwerindu­
strie wird ein Valutafonds NSW in Höhe von 50 % für die 
Verbesserung des Export-Import-Saldos NSW gegenüber 1989 
gewährt. Den Betrieben dieser Kombinate wird kein zusätz­
licher Valutafonds NSW, gemäß Abs. 5, gewährt.

(7) Die Valutafonds sind auf das Folgejahr übertragbar. Sie 
werden mit 2,5 % p. a. verzinst.

§3

(1) Das Verfügungsrecht über die Valutafonds haben allein 
die Direktoren und Generaldirektoren der Betriebe und Kom­
binate. Sie entscheiden eigenverantwortlich über den Einsatz 
der Valutamittel in den Betrieben, Einrichtungen und zuge­
ordneten Außenhandelsbetrieben und -firmen. Die Bestim­
mungen der Importgenehmigungsordnung finden für diese 
Importe keine Anwendung.

(2) Die Valutafonds sind für den Import von Erzeugnissen 
und Leistungen für die Produktion, die Forschung und Ent­
wicklung, den Absatz und die Verbesserung der Arbeits­
und Lebensbedingungen sowie für Dienstreisen einzusetzen. 
Importe für die individuelle Konsumtion sowie die Verwen­
dung der Valutafonds für Lohn, Gehalt und Prämien sind 
nicht gestattet.

(3) Die Valutafonds für den realisierten Export nach der 
UdSSR und den anderen sozialistischen Ländern können auch 
für den Ausgleich von Salden, die im Rahmen der Direkt­
beziehungen mit Partnern in den RGW-Ländern entstehen, 
verwendet werden. Der Import aus der SFRJ und der VR 
China ist nur aus Mitteln des Valutafonds für den realisierten 
Export NSW gestattet. Der Import aus den anderen sozialisti­
schen Ländern kann nicht aus Mitteln des Valutafonds UdSSR 
erfolgen.

(4) Die Betriebe und Kombinate können eigenerwirtschaf­
tete Valutafonds zur Lösung überbetrieblicher oder gemein­
samer Aufgaben zentralisieren.

(5) Zulieferbetriebe können an den Valutafonds der Final­
exporteure beteiligt werden.

§4

Ermittlung der Valutafonds

(1) Die Ermittlung der Höhe der den Betrieben zu gewäh­
renden Valutafonds erfolgt per 31.3., 30.6., 30.9. und 
31.12.1990 auf der Grundlage der in der Industriebericht­
erstattung Export des Statistischen Amtes der DDR — S 113 
(im folgenden S 113) abgerechneten, realisierten Exporte
— für den Valutafonds UdSSR,
— für den Valutafonds andere sozialistische Länder 

in Markgegenwert und
— für den Valutafonds NSW in Valuta-Mark.

(2) Die Valutafonds gemäß § 2 Absätze 2 und 3 werden für 
den im jeweiligen Quartal (nicht kumulativ) realisierten Ex­
port gewährt. Der Valutafonds gemäß § 2 Abs. 5 wird für den 
im Berichtszeitraum vom 1.1. bis 31.12.1990 realisierten Ex­
port gegenüber dem per 31.12.1989 realisierten Export ermit­
telt.

(3) Die Ermittlung 'des Valutafonds NSW für die Verbesse­
rung des Export-Import-Saldos NSW gemäß § 2 Abs. 6 erfolgt 
per 31.12.1990 durch das Ministerium für Schwerindustrie 
für die einzelnen Kombinate unter Zugrundelegung vergleich­
barer Daten. Die Höhe der Valutafonds ist mit dem Wirt­
schaftskomitee und dem Ministerium für Außenwirtschaft ab­
zustimmen und zu bestätigen. Der Minister für Schwerindu­
strie bestätigt den Kombinaten die Höhe des Valutafonds bis 
spätestens 28. 2. 1991 schriftlich.

§5

Bildung und Finanzierung der Valutafonds

(1) Die Valutafonds gemäß § 4 werden für
— den Valutafonds UdSSR und
— den Valutafonds andere sozialistische Länder 

in transferablen Rubeln und
— für den Valutafonds NSW in US-Dollar
auf Währungskonten bei den Geschäftsbanken gebildet und 
geführt.

(2) Zur Bildung der Guthaben auf den Währungskonten 
sind durch die Betriebe und Kombinate Mark der DDR in 
Höhe des Valutagegenwertes — gemäß internem Umrech­
nungsverhältnis — bei den Geschäftsbanken einzuzahlen.

(3) Die Guthabenbildung erfolgt jeweils im darauffolgenden 
Quartal. Nach Ablauf des darauffolgenden Quartals entfällt 
der Anspruch auf die Bildung der Valutafonds für den vor­
angegangenen Quartalszeitraum. Die Frist für die Bildung der 
Valutafonds gemäß § 2 Absätze 5 und 6 endet am 31. 3.1991.

(4) Die Finanzierung der Valutafonds in Mark der DDR 
durch die Betriebe und Kombinate kann

aus dem Nettogewinn und 
aus Exportsonderzuführungen

erfolgen.

(5) Zur Bildung der Valutafonds gemäß § 2 Absätze 2, 3 
und 5 ist das im Betrieb verbleibende Exemplar des Form­
blatts S 113 der Geschäftsbank vorzulegen. Grundlage für die 
Bildung des Valutafonds NSW aus der Verbesserung des Ex- 
port-Import-Saldos NSW gemäß § 4 Abs. 3 ist das vom Mi­
nister für Schwerindustrie bestätigte Schreiben zur Höhe des 
Valutafonds.

(6) Die zuständige Geschäftsbank bestätigt die Höhe des 
gebildeten Guthabens gegenüber dem Betrieb bzw. Kombi­
nat mit dem Kontoauszug über den Währungsbetrag und der 
Gegenzeichnung auf dem Formblatt S113 bzw. auf dem 
Schreiben des Ministers für Schwerindustrie gemäß § 4 Abs. 3.

(7) Bei einer Zentralisation von Valutamitteln gemäß § 3 
Abs. 4 oder der Beteiligung von Zulieferbetrieben gemäß § 3 
Abs. 5 sind die entsprechenden Valutabeträge zu übertragen. 
Die Regulierung der Markbeträge hat zeitgleich zur Wäh­
rungsumsetzung zu erfolgen.

(8) Markseitige Auswirkungen aufgrund von Veränderun­
gen der internen Umrechnungsverhältnisse der Mark der DDR 
zum transferablen Rubel und zum US-Dollar sind von der Ge­
schäftsbank mit den Betrieben und Kombinaten im Auftrag 
des Ministeriums der Finanzen und Preise zu verrechnen. Die 
Verrechnung des entstehenden Differenzbetrages im Betrieb 
bzw. im Kombinat erfolgt zu Lasten bzw. zugunsten der Mit­
tel, aus denen die Finanzierung gemäß Abs. 4 vorgenommen 
wurde.

§6

Importdurchführung

(1) Der Import ist ausschließlich von einem Außenhandels­
betrieb (im folgenden AHB) durchzuführen.

(2) Der Betrieb bzw. das Kombinat veranlassen den Import 
über einen AHB mit einer Einfuhrbestellung und einer Be­
stätigung der Geschäftsbank, die die Disposition des betref­
fenden Valutabetrages für den AHB enthält. Die Bestätigung 
für den AHB ist auf Antrag des Betriebes oder Kombinates 
durch die Geschäftsbank auszustellen. Sie verliert zum Zeit­
punkt der Zahlung des Valutabetrages an den AHB ihre Gül­
tigkeit.

(3) Die Einfuhrbestellung ist mit „Valutafonds“ zu kenn­
zeichnen und vom Direktor bzw. Generaldirektor des Betrie­
bes bzw. des Kombinates zu unterzeichnen.


